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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

Az: B 13 R 430/13 B 
 
L 5 R 365/12 (Sächsisches LSG) 
S 24 R 9/11 (SG Leipzig) 
 
 
 
………………………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: …………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 15. Januar 2014 durch 

den Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  S t e i n w e d e l ,    den Richter   G a s s e r     

und die Richterin   Dr.  O p p e r m a n n    

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss des 

Sächsischen Landessozialgerichts vom 4. November 2013 wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen 

Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Das Sächsische LSG hat im Beschluss vom 4.11.2013 einen Anspruch des Klägers im 

Zugunstenverfahren auf Zahlung von Altersrente ohne Anrechnung einer nunmehr von der 

Unfallkasse des Bundes geleisteten Rente aus der gesetzlichen Unfallversicherung verneint. Die 

Unfallrente beruhte ursprünglich auf einer in der DDR im Rahmen einer Veranstaltung der 

Gesellschaft für Sport und Technik erlittenen Sportverletzung und wurde nach den Regelungen 

des Einigungsvertrags als Leistung der gesetzlichen Unfallversicherung weitergezahlt.  

 

Der Kläger macht mit seiner beim BSG erhobenen Beschwerde gegen die Nichtzulassung der 

Revision in dem genannten LSG-Beschluss die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache 

geltend. 

 

Die Beschwerde des Klägers ist unzulässig. Seine Beschwerdebegründung vom 10.1.2014 

genügt nicht der vorgeschriebenen Form, denn er hat eine grundsätzliche Bedeutung nicht ord-

nungsgemäß dargelegt (§ 160 Abs 2 Nr 1 iVm § 160a Abs 2 S 3 SGG). 

 

Hierfür ist in der Beschwerdebegründung eine konkrete Rechtsfrage in klarer Formulierung zu 

bezeichnen und schlüssig darzulegen, dass diese klärungsbedürftig, in dem angestrebten Revi-

sionsverfahren klärungsfähig (entscheidungserheblich) sowie über den Einzelfall hinaus von 

Bedeutung ist (vgl BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 13 RdNr 19, Nr 22 RdNr 5; BSG SozR 4-1500 

§ 160a Nr 5 RdNr 2 ff, Nr 9 RdNr 4, jeweils mwN). Es muss aus der Beschwerdebegründung 

ersichtlich sein, dass sich die Antwort auf die Rechtsfrage nicht ohne Weiteres aus dem Gesetz 

oder der bisherigen Rechtsprechung ergibt; hierzu bedarf es der Auseinandersetzung mit den 

vorinstanzlichen Entscheidungen und sonstiger einschlägiger Rechtsprechung. Diese Anforde-

rungen, die allerdings nicht überspannt werden dürfen, sind verfassungsrechtlich unbedenklich 

(BVerfG <Kammer> SozR 4-1500 § 160a Nr 12 RdNr 3 f, Nr 16 RdNr 4 f, Nr 24 RdNr 5 ff). 

 

Die Beschwerdebegründung des Klägers wird diesen Erfordernissen nicht gerecht. Er bezeich-

net zwar als grundsätzlich bedeutsam die Frage, "ob eine Unfallrente für einen Sportunfall aus 

DDR-Zeiten auf die gesetzliche Altersrente heutzutage angerechnet wird". Jedoch benennt er 

bereits kein Tatbestandsmerkmal einer Norm des Bundesrechts, bei dessen Auslegung oder 

Anwendung sich diese Frage stellt. Damit fehlt auch jegliche Prüfung, ob sich nicht bereits aus 

dem Wortlaut oder der Systematik der einschlägigen Norm (§ 93 SGB VI) Hinweise darauf 

ergeben, ob bzw unter welchen Umständen es - der Vorstellung des Klägers entspre-

chend - eine Rechtfertigung dafür gibt, in die gesetzliche Unfallversicherung überführte Unfall-

renten, die vormals von der Staatlichen Versicherung der DDR geleistet wurden, von einer 

Anrechnung auf die gesetzliche Altersrente auszunehmen. Entsprechendes gilt, soweit der Klä-

ger meint, die "zu DDR-Zeiten" bestehende Möglichkeit einer Auszahlung der Rentenansprüche 

in einem Betrag - also eine Abfindungszahlung - schließe nunmehr die Anrechnung der Unfall-
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rente auf die Altersrente aus. Allein die Behauptung des Klägers, die von ihm formulierte Frage 

sei höchstrichterlich noch nicht entschieden, ist zur ordnungsgemäßen Darlegung ihrer Klä-

rungsbedürftigkeit nicht ausreichend. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen Beschwerde 

erfolgt gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG durch Beschluss ohne Zuziehung der 

ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von § 193 SGG. 
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